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I. Anlass und Inhalt der Vereinbarung 
 
1. Bereits in der staatsrechtlichen Vereinbarung über gemeinsame Maßnahmen des Bundes 

und der Länder für pflegebedürftige Personen aus dem Jahre 1993 haben sich die 
Vertragsparteien dazu verpflichtet, die Vorsorge für pflegebedürftige Menschen bundesweit 
nach gleichen Zielsetzungen und Grundsätzen zu regeln. 

 
 Mit der vorliegenden Vereinbarung, die für die Jahre 2008 bis 2010 gilt, sollen nunmehr 

einheitliche Zielsetzungen und Grundsätze bei der Förderung der 24-Stunden-Betreuung 
festgelegt werden. 

 
 Um die Finanzierung der Förderung der 24-Stunden-Betreuung für pflegebedürftige 

Menschen langfristig sicher zu stellen, ist ein Zusammenwirken von Bund und Ländern erfor-
derlich. 

 
 Als Basis für die vorliegende Vereinbarung dienen die Ergebnisse der Finanzausgleichsver-

handlungen für die Periode 1. Jänner 2008 bis 31. Dezember 2013 und das Modell des 
Bundes zur Förderung der 24-Stunden-Betreuung: Der Bund wird verpflichtet, die Ausgaben 
für die Förderung mit 60 v.H. zu bedecken, die Länder mit einem Anteil von 40 v.H. 

 
 Die Vertragsparteien verpflichten sich, zugunsten der pflegebedürftigen Menschen ein ge-

bündeltes Verfahrens- und Leistungserbringungssystem aufzubauen, die dafür erforderlichen 
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Informationen und Daten zur Verfügung zu stellen und das System der Förderung der 24-
Stunden-Betreuung auch einer regelmäßigen Evaluation zu unterziehen. 

 
2. Mit Schreiben vom 18. September 2008, VSt-5630/20, hat die Verbindungsstelle der 

Bundesländer mitgeteilt, dass die gegenständliche Vereinbarung nunmehr von allen 
Vertragsparteien unter dem Vorbehalt der Erfüllung der landesverfassungsmäßigen 
Erfordernisse unterfertigt wurde.  

 
3. Die Erläuterungen zur Vereinbarung sind aus der Subbeilage 2 ersichtlich. 
 
 
II. Finanzielle Auswirkungen 
 
Bund und Länder kommen auf Basis der Ergebnisse der Finanzausgleichsverhandlungen für die 
Periode 1. Jänner 2008 bis 31. Dezember 2013 in der gegenständlichen Vereinbarung überein, die 
Ausgaben für die Förderung der 24-Stunden-Betreuung im Verhältnis von 60 v.H. Bund zu 40 v.H. 
Länder zu bedecken und die Abwicklung des Förderungsverfahrens für die pflegebedürftigen 
Menschen möglichst bürgernah zu gestalten. 
 
Im Finanzausgleich wurden die jährlichen Gesamtkosten mit 40 Mio. Euro gedeckelt (für Länder 
und Gemeinden daher 16 Mio. Euro). 
 
 
III. EU-Konformität 
 
Die Vereinbarung widerspricht keinen gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen.  
 
 
IV. Genehmigungspflicht 
 
Da der Inhalt der vorliegenden Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG durch Landesgesetze 
umzusetzen ist, bedarf sie gemäß Art. 56 Abs. 4 Oö. L-VG der Genehmigung durch den Landtag.  
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Der Sozialausschuss beantragt, der Oberösterreichische Landtag möge den Abschluss der 
aus der Subbeilage 1 ersichtlichen Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund 
und den Ländern über die gemeinsame Förderung der 24-Stunden-Betreuung gemäß Art. 56 
Abs. 4 Oö. L-VG mit der aus der Subbeilage 2 ersichtlichen Begründung genehmigen.  
 
2 Subbeilagen 
 

Linz, am 15. Jänner 2009 
 

 Schreiberhuber Jachs 
 Obfrau Berichterstatterin 
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